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Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Absolutes Überflugverbot über chemischen und atomaren Anlagen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung: 

In zahlreichen Regionen der Bundesrepubhk Deutschland sind 
Anlagen der Chemieindustrie sowie der Atomindustrie ange- 
siedelt, die ein hohes Gefahrenpotential durch die Lagerung 
und Verarbeitung hochgiftiger, leichtentzündhcher oder radio- 
aktiver Stoffe darstellen. 

Diese industriellen Anlagen sind zwar laut Angaben der Betrei- 
ber nach menschüchem Ermessen optimal gegen alle denk- 
baren KatastrophenfäUe abgesichert. 

Ein außergewöhnüches Ereignis, wie ein Flugzeug- oder Hub- 
schrauberabsturz auf solche Anlagen, könnte jedoch zu Kata- 
strophen führen, deren Ausmaße denjenigen der Giftgaskata- 
strophe in Bhopal vor rund einem Jahr und des Reaktorun- 
glücks in der Sowjetunion vor knapp drei Monaten gleichkom- 
men oder noch weit größere Schäden anrichten könnten. 

Die sich in letzter Zeit wieder häufenden Abstürze von Luft- 
fahrzeugen (z. B, Zusammenstoß zweier Phantom-Jäger über 
dem Bremer Industriegebiet im Januar 1985, Absturz zweier 
F 15-KampffIugzeuge über Zweibrücken im Januar 1986, Ab- 
sturz eines Miütärhubschraubers in Schlangenbad im Septem- 
ber 1985 u.v.a.m.) lassen befürchten, daß das Risiko eines 
solchen Absturzes auf Anlagen mit hohem Gefahrenpotential 
größer ist als gemeinhin angenommen zu werden scheint. 

Die gravierenden und in ihren quaütativen und zeithchen Aus- 
maßen derzeit noch gar nicht zu übersehenden Folgen der 
Atomkraftwerkskatastrophe in Tschernobyl sollte Anlaß dazu 
geben, langfristig sowohl die Gefahrenursache Atomspaltung 
zu beseitigen als auch die zusätzhche Bedrohung der Bevölke- 
rung durch die Überflüge solcher Anlagen und die damit ver- 
bundene Absturzgefahr unverzüghch zu beenden. 

Deshalb ist es dringend empfohlen, zumindest Flugbewegun- 
gen über solchen Anlagen künftig absolut zu unterbinden und 
keinerlei Ausnahmen zuzulassen, um Leben und Gesundheit 
der dort lebenden Menschen zu schützen. 
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2. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, gemäß Artikel 25 
Abs. 1 des Luftfahrtgesetzes vom 14. Januar 1981 als katastro- 
phenvorbeugende Maßnahme in Zusammenhang mit den sich 
häufenden Flugzeug- und Hubschrauberabstürzen und in 
Anbetracht der Folgen der Giftgaskatastrophe in Bhopal und 
des Atomreaktorunglücks in Tschernobyl ein ausnahmsloses 
Überflugverbot für den zivilen und mihtärischen Flugverkehr 
in den Bereichen über Industrieanlagen mit hohem Gefahren- 
potential aufgrund der Verarbeitung oder Lagerung giftiger, 
leichtentzündhcher und/oder radioaktiver Stoffe auszuspre- 
chen. 

Dieses Überflugverbot soll im Bereich einer Sperrzone von 
jeweils mindestens fünf Kilometern Radius um alle Industriean- 
lagen gelten, die mit Stoffen arbeiten oder Stoffe lagern, die der 
Störfallverordnung technisch unterhegen wie etwa in der 
Umgebung der Chemieindustriestandorte Rhein- Leverkusen 
(Leverkusen-Dormagen) , Rhein-Main (Darmstadt-Frankfurt) , 
Rhein-Neckar (Mannheim-Ludwigshafen), Inn-Salzach-Drei- 
eck (Burghausen). 

Ebenso soll eine solche absolute Sperrzone für Überflüge von 
mindestens fünf Kilometern Radius um atomare Anlagen gelten 
(Brunsbüttel, Stade, Esensham, Brokdorf, Krümmel, Lingen- 
Emsland, Grohnde, Würgassen, Vahnum, Kalkar, Jühch, 
Hamm-Uentrop, Broken/Schwalm, Mülheim-Kärhch, Grafen- 
rheindorf, Bibhs, Phihppsburg, Obrigheim, Neupotz, Karlsruhe, 
Niederaichbach, Pfaffenhofen, Gundremmingen, Neckarwest- 
heim). 

Für Flughnien und Nachtflüge soll die Sperrzone für die oben- 
genannten Bereiche auf mindestens 15 Kilometer im Radius 
ausgedehnt sein. Auch hier sollen Ausnahmegenehmigungen 
nicht möghch sein. 

Bonn, den 5. September 1986 

Borgmann, Hönes und Fraktion 
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